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A. Einführung

I. Allgemeines – Ziel der Arbeit

Trotz allen Fortschritten im Bereich der Menschenrechte scheint die Frage des
transnationalen Doppelverfolgungsverbots auf internationaler Ebene seit Jahr-
zehnten zu stagnieren. Schon 1935 hat die Juristische Fakultät von Harvard eine
Studie durchgeführt, die auf die Gefahr einer mehrmaligen internationalen Verfol-
gung und Bestrafung hingewiesen hat. Als Konsequenz wurde ein Völkerrechts-
vertrag zur Regelung des Problems vorgeschlagen. Seither ist dieDiskussion über die
Frage des transnationalen „ne bis in idem“ sowohl international als auch in
Deutschland zwar aktiv geblieben, im Ergebnis ist jedoch keine besondere Ent-
wicklung zu beobachten. Die Anerkennung des Lösungsbedarfs und der Doppel-
verfolgungsgefahr als ein internationales Problem hat sich bisher auf die theoretische
Ebene begrenzt.

Die vorliegende Arbeit versucht das Problem des transnationalen „ne bis in idem“
aus einem Blickwinkel zu präsentieren, der die Annahme einer international ak-
zeptablen Lösung ermöglichen könnte. Das Hauptanliegen besteht in erster Linie in
der Begründung des transnationalen „ne bis in idem“-Prinzips und an zweiter Stelle
in seiner Umgrenzung. Das Ziel der Arbeit besteht vor allem darin, die Leserschaft
davon zu überzeugen, dass man von der Existenz eines transnationalen Doppel-
verfolgungsverbots ausgehen muss, wenngleich man über die Reichweite und die
genauen Voraussetzungen eines solchen Verbots unterschiedlicher Meinung sein
kann. Dafür wird die „ne bis in idem“-Problematik auf eine Basis gestellt, die für die
Begründung eines transnationalen Doppelverfolgungsverbots nützlich sein kann,
anhand derer aber gleichzeitig nachvollziehbare Grenzen für ein solches Verbot
gesetzt werden können. Das bedeutet, dass im Unterschied zu anderen Lösungsan-
sätzen, die für ein transnationales „ne bis in idem“ plädieren, hier versucht wird, das
zwischenstaatliche Doppelverfolgungsverbot de lege lata zu begründen und nicht
einen Vorschlag über einen zukünftigen Völkerrechtsvertrag oder eine Gesetzes-
änderung zu formulieren. In diesem Sinne ist herauszufinden, ob nach dem geltenden
Recht ein transnational geltendes Doppelverfolgungsverbot existiert bzw. anerkannt
werdenmuss und, wenn dies der Fall sein sollte, unterwelchenVoraussetzungen bzw.
in welchen bestimmten Fällen.

Die Grundlage der folgenden Überlegungen bildet das Spannungsverhältnis
zwischen Schutzpflicht und Achtungspflicht des Staates. Die Frage der Zulässigkeit
einer erneuten Verfolgung, sei es auf zwischenstaatlicher oder auf nationaler Ebene,
wird als ein typischer Fall dargestellt, in dem diese zwei staatlichen Pflichten mit-



einander kollidieren. Die Lösung des „ne bis in idem“-Problems kann sich nur durch
ihre optimale Koordination ergeben.

Bezüglich dieses Konzepts kann als allgemeine Anmerkung gesagt werden, dass
dem vorliegenden Lösungsansatz eine individuums- und nicht – wie geläufig – eine
staatsorientierte Betrachtungsweise des „ne bis in idem“-Prinzips zugrunde liegt1. Es
stellt sich nämlich die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen ein Mensch für
die gleiche Straftat transnational erneut verfolgt werden darf, und nicht etwa ob und
unter welchen Voraussetzungen ein Staat fremde Strafentscheidungen anerkennen
muss. Untersucht wird in diesem Sinne die Beziehung zwischen Verfolgtem und
Zweiturteilsstaat und nicht zwischen Ersturteils- und Zweiturteilsstaat. In Anbe-
tracht dieser Feststellung wird gleichzeitig aus methodologischer Sicht versucht, die
Frage über das Bestehen eines zwischenstaatlichen Doppelverfolgungsverbots
umzukehren: Das Ziel ist somit zu zeigen, dass man nicht das Recht des Menschen
auf eine international einmalige Strafverfolgung begründen muss, sondern im Ge-
genteil die international erneute Verfolgung seitens des Staates gerechtfertigt werden
soll.

II. Allgemeine begriffliche Konkretisierungen –
Umgrenzung der Arbeit

Damit das Ziel dieser Arbeit besser verstanden werden kann, muss von Anfang an
klargestellt werden, was genau mit dem Begriff transnationales „ne bis in idem“
gemeint ist.

Der Begriff „ne bis in idem“ wird hier zunächst mit der Bedeutung eines Dop-
pelverfolgungs- und nicht einfach eines Doppelbestrafungsverbots verstanden.
Durch ein zwischenstaatlich geltendes „ne bis in idem“ soll nämlich eine erneute
Verfolgung verhindert werden, prinzipiell unabhängig davon, wie hoch die erste
Strafe war oder ob die zu erwartende Strafe ungefähr das gleiche Ausmaß hätte. Das
Ziel ist nicht, eine unangemessen hohe Gesamtstrafe für den mehrmals Verfolgten zu
verhindern, sondern ihn schon vor einem erneuten Strafprozess zu schützen. In
diesem Sinne kann das Anrechnungsprinzip2, nämlich die Anerkennung einer in
einem anderen Staat verhängten und vollstreckten Strafe, nicht als partielle Aner-
kennung eines transnationalen „ne bis in idem“ angesehen werden, denn das An-
rechnungsprinzip gewährleistet keinen Schutz vor einem erneuten Prozess.

Ebenso wenig kann man von einem transnationalen „ne bis in idem“ sprechen,
wenn die erneute Verfolgung dem freien Ermessen eines bestimmten Organs über-
lassen wird. Ein transnationales Doppelverfolgungsverbot bedeutet, dass in den
Fällen, in denen es greift, ein Verfahrenshindernis besteht und die erneute Verfolgung

1 Vgl. Anagnostopoulos, Ne bis in idem, 2009, S. 2 f.
2 s. § 51 Abs. 3 StGB; vgl. Jung, in: FS-Schüler-Springorum, 1993, S. 493 ff. (495).
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ausgeschlossen ist. Eine auf dem basierende Regelung, die unter bestimmten Vor-
aussetzungen die Nichtverfolgung von im Ausland abgeurteilten Straftaten lediglich
ermöglicht, wie § 153c StPO3, kann daher nicht als eine Art transnationales „ne bis in
idem“ angesehen werden4 – es sei denn die Verfolgungsbehörden sind bei ihrem
„Ermessen“ an feste Regeln gebunden.

Auf der anderen Seite muss aber das Doppelverfolgungsverbot keine absolute
Wirkung haben. Die Annahme eines transnationalen „ne bis in idem“ bedeutet nicht
unbedingt, dass jede ausländische Entscheidung eine Sperrwirkung im Inland ent-
faltet. Es sind Grenzen und Ausnahmen festzulegen, die eventuell sogar von dem
innerstaatlichen „ne bis in idem“-Prinzip abweichen können. Verleiht man dem
zwischenstaatlichen Doppelverfolgungsverbot eine ebenso umfangreiche Wirkung
wie dem innerstaatlichen, wird nicht nur die unterschiedliche Natur eines solchen
Prinzips auf transnationaler Ebene missachtet, sondern es wird darüber hinaus seine
Annahme erschwert. Gegenüber einem sehr umfangreichen, sogar absoluten trans-
nationalen Doppelverfolgungsverbot darf man eine noch zögerlichere Haltung er-
warten. Die Relativierung des transnationalen „ne bis in idem“ könnte somit seine
Anerkennung erleichtern und den Schwerpunkt der Diskussion von der Geltung auf
die Grenzen und die Voraussetzungen dieses Prinzips verlagern.

Was den Begriff „transnational“ anbelangt, wird er absichtlich an Stelle des
Begriffs „international“ benutzt, denn zu den internationalen Entfaltungen eines
Doppelverfolgungsverbots zählt nicht nur die horizontale Dimension, nämlich die
zwischenstaatliche, sondern auch die vertikale5. Letztere betrifft die Frage einer
erneuten Verfolgung des Betroffenen in einem Staat nach seiner Aburteilung durch
ein internationales Gericht und umgekehrt. Die Arbeit konzentriert sich auf die
horizontale, d.h. die zwischenstaatliche Dimension des internationalen „ne bis in
idem“-Prinzips.

Des Weiteren wird hier die Geltung des zwischenstaatlichen Doppelverfol-
gungsverbots auf universaler Ebene untersucht, nämlich unabhängig davon, aus
welchem Staat die Erstentscheidung stammt, ob dieser Staat eine vergleichbare
Rechtstradition wie der Zweiturteilsstaat hat oder ob er generell ähnliche straf-
rechtliche Standards erfüllt. Es geht um die Frage eines universal geltenden „ne bis in
idem“, das zwischen allen Staaten Geltung beansprucht. Aus diesem Grund wurde
auch der Bereich des europäischen „ne bis in idem“ aus dieser Arbeit ausgeklammert.
Berücksichtigt wurden die das europäische „ne bis in idem“ betreffenden Diskus-
sionen nur in dem Maße, wie sie auf ein universal geltendes „ne bis in idem“
übertragbar sind.

3 s. weiter unten, E.III.
4 Vgl. in Bezug auf das transnationale „ne bis in idem“ im europäischen Raum die Stel-

lungnahme des DAV zum Grünbuch der Kommission, EuZW 2006, S. 325 f.
5 Dazu s. Kniebühler, Transnationales „ne bis in idem“, 2005, S. 374 ff.

II. Allgemeine begriffliche Konkretisierungen – Umgrenzung der Arbeit 21

http://www.duncker-humblot.de



